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RIE & POLIZEl 

Nachdem die Studenten e1·neut von dem Spartakus-Seminar ausgesperrt worden·waren -
unter der vorgeschobenen Rechtfertigung, sie hätten dort die Aktionen vom 
Donnerstagabend vorbereitet -, waren sie am Freitagmittag in das Institut für Sozial­
forschung gegangen, um dort weiterzudiskutieren . 

.., 

Die Studenten haben ihre Tätigkeit im Sparta­
kusseminar wieder aufgenommen mit der 
Intention, dort ein Zentrum ihrer wissenschaf~­
lichen und organisatorischen Arbeit zu eta­
blieren. Erklärtes Ziel war dabei, den bürokrati­
schen Betrieb des Seminars nicht zu beeinträch­
tigen, sie stellten daher lediglich die Forde­
rungen, 1) freistehende Räume für Tagungen 
der Arbeitsgruppen, 2) nicht benutzte Maschinen 
für die Herstellung von Papers und 3) einen 
von den Ordinarien zu bestimmenden Raum mit 
Telefon für die Koordination der Arbeitsgruppen 
und die· dafür notwendige Kommunikation mit 
anderen Fakultäten zeitweilig in Anspruch 
nehmen zu können. 
Durch die Beschränkung auf diese Forderungen 
sollte sichergestellt werden, daß einem Ein­
greifen der Administration kein Vorwand 
geliefert und gleichzeitig den Arbeitsgrüppen 
die Möglichkeit zu auf längere Dauer berechneter 
sinnvoller Arbeit gegeben würde; - zumal 
die Studenten noch annehmen konnten, im. 
Widerstand gegen die Repressionsdrohungen der 
Administration mit den Ordinarien übereinzu­
stimmen. Allerdings stellten diese forderungen 
Minima dar, die inhaltlich nicht Gegenstand 
von Verhandlungen sein konnten, da sie die 
unabweisbar notwendigen Voraussetzungen eben 
dieser Tätigkeit umrissen . 
Daß die Ordinarien jedoch nicht bereit sind, den 
Arbeitsgruppen eine halbwegs al:>gesicherte 
Tätigkeit zu ermöglichen, zeigte sich daran, daß 
sie ihrerseits das Eintreten in Verhandlungen 
von Bedingungen abhängig machten, deren 
Erfüllung einer Selbstaufgabe der Arbeits­
gruppen, wie sie sich selbst definieren, gleich­
käme: 1) Beschränkung der Arbeitsgruppen auf 
unverbindlich-akademische Diskussion, die 
zwar wortradikale, aber wirku·ngslose Stellung­
nahmen zu politischen Ereignissen erlaubt, 

Hessen sei das einzige Land der BRD, in dem ein 
Hochschulgesetz „zu bekommen" sei; das „die 
vollständige Demokratisierung der Universität" 
ermögliche, wobei Habermasens einzige Begrün­
dung für diese Annahme in seinem „Vertrauen 
in die demokratische Substanz" des hessischen 
Staates und seiner Regierung liegt. 

Ob irgend etwas für die Richtigkeit dieser An­
nahme spricht, ob sie lediglich Ausdruck eines 
falschen Bewußtseins von der Realität ist, das 
von einer bestimmten Interessenlage deter­
miniert wird, kann Anlaß zu weiteren Ober­
legungen sein, im Augenblick' können uns jedoch 
nur die ob j e k t i v e n Auswh-kungen dieser 
Haltung interessieren. 

Wie diese „ vollständige Demokratisierung der 
Hochscliule" aussehen soll, wird aus der 
derzeitigen Praxis der Ordinarien am I nstitut 
hinreichend deutlich: Danach scheint es selbst 
,mit Drittelparität vereinbar, daß selbst den 
Assistenten die Befähigung und Befugnis abge­
sprochen wird, darüber zu befinden, was 
als Tätigkeit der vielzitierten „aktionistischen 
Fraktion", die den Erlaß eben jenes „Jahr­
hundert-Gesetzes" sabotier-e und daher mit allen 
Mitteln zu bekämpfen s,ei, definiert wird und 

""' 

was niclit,' da dies der Weisheit der Ordinar ien 
vorbehalten ist. Das kann-nur bedeuten, d aß 
selbst ein lediglich drittelparitätisch b (;!setztes 
Gremium inhaltliche Entsclieidungen kaum 
treffen kann, da es sich im Rahmen ·von von den 
Ordinarien vorgegebenen Grundsatzentschei­
dungen zu bewegen hat, zu deren Rechtfertigung 
die Rationalisierung der Entscheidungsprivi.. ·­
legierung auf Grund individuell akkumulierter, 
als wissenschaftlich ausgegebener Standards ' 
vorges.choben wird. Die „ vollständige Demokra­
tisierung" besagt also nicht mehr, als daß 
Assistenten und Studenten „nützliche Idioten" · 
sein sollen, die selbstherrlich von den Ordinarien 
gefällte Entscheidung,en mit einem Schein , 
demokratischer Legitimation versehen sollen, 
ohne ihre eigenen inhaltlichen Interessen auch 
nur ansatzweise verwirklichen zu können, 
w enn sie nicht mit denen der Ordinarien 
übereinstimmen. 

So muß denn jede Aufforderung an die Studen­
ten, den Streik gegen die Administration zu · 
richten, nicht aber gegen die Ordinarien, sinnlos 
werden, da mittlerweile selbst den Assistenten . 
klargeworden sein müßte, daß zwischen 
Administration und Ordinariat nicht ein funda­
mentaler Gegensatz, wie sie gutwillig annahmen, ' 
sondern Interessengleichheit besteht, was die 
Abwehr auch nur der geringsten Demokrati-
sierung angeht. · ,. 

Die 
Studenten sind in dieser Situation g~zwungen, 
eine Strategie zu entwickeln und durchzuführen, 
die Maßnahmen des politischen Kampfes gegen. 
Administration und 9rdinariat gleichermaßen . 
erlaubt. _ .. . 

Uwe Durchbach, Elisab~th Rühling 

2) :Verbot der Publizierung der Stellungnahmen 
als Ergebnisse der Diskussion (es sei denn 
außerhalb des Seminars, z. B. über den AStA, 
was die Trennung von wissenschaftlicher und 
politischer Tätigkeit impliziert, die die Arbeits­
grup~n gerade überwinden sollte_n) und Zensur 
der im Seminar ang,efertigten Papers, 3) Verbot 
von Telefonaten, die über die Mitteilung von · 
Arbeitsgruppenterminen hinausgehen (H;aber. 
mas) bzw. generelles Verbot der Telefon­
benutzung (Friedeburg, der gleich seine Vor­
stellungen exemplifizierte: er unterbrach 
gewaltsam ein Gespräch, das ein Student mit 
einem Assistenten führte, der ihn im Seminar 
angerufen hatte). -

,· Politisierlln9 durch AG' s 

. Letzteres 
zeigt sich an seiner Ablehnung des Assistenten­
vorschlags, über die weitere Entwicklung im 
Spartakusseminar ein drittelparitätisches 
Gremium entscheiden zu lassen. Das mit der 
Begründung, vorher müsse ein „Fundamental­
Kompromiß" geschlossen werden, d. h. die 
professoralen Vorstellungen zur Basis jeder 
weiteren Verhandlung gemacht werden, ersteres 
an i:ieiner nunmehr offenen Berufung auf rein 
politische Argumentationen folgender Art: 

~\ __ 

~ 

Die Arbeitsgruppen (AG), die sich im aktiven 
Streik konstituiert haben, .enthielten drei 
wesentliche Momente von Emanzipation: 

· 1. Emanzipation von dem autoritären Lern­
betrieb der Uni, 2. Emanzipation von der 
universitären Hierarchie, die über die Köpfe der 
Studenten Inhalte des Studiums u n d i h r e 
V e r m i t t l u n g bestimmte, und die dadurch 
den politischen Protest und die Erarbeitung 
neuer Meti,ioden wissenschaftlichen Arbeitens 
und damit emanzipativer wissenschaftlicher 

. Inhalte in die Freizeit abdrängte, 3. Emanzipa­
tion von den priv atisierten Verkehrsformen, 
die die politische Praxis der Studentenbewegung 
bestimmen. D. h. die Überwindung der 
autoritären Kommunikationsstrukturen in der 
politischen Arbeit. 

Die Vorlesungssituation schließt jede Diskussion 
aus und gestattet so nu1· rein rezeptive · 
Aufnahme des Lernstoffes. Übungen und 
Seminare; die den· Studenten produktive 
Mitarbeit ermöglichen sollen, sinken auf das 
Niveau von Statuskämpfen zwischen den 

". 

X 

Beteiligten ab. Denn die in Seminaren angelegte 
Möglichkeit, sich den Lernstoff selbständig zu 
erarbeiten, d. h. aber, durch Fragen und 
Diskussionen Zusammenhang und Gewicht 
w issenschaftlicher Sätze und Ergebnisse zu 
reflektieren und sich einsichtig zu machen, 
scheitert an hierarchischer Struktur und 
autoritärem Gefüge. Durch die fortgeschrittenen 
Teilnehmer, den Professor: und die Assistenten 
werden als wissenschaftliche Standards 
Leistungsnormen etabliert, denen ·die Masse der 
Studenten nicht entsprechen kann. Diktion und· · 
Sprachstil schaffen Verhaltensnormen,. die. 
zunächst die Kommunikation der Elite nach 
außen abschließt. Repressive Sitzordnungen 
- die einzelnen sitzen als geschlossener Bloc~ 
dem Professor gegenüber, ordentlich aufgereiht, 
wie Produkte, die einem Verarbeitungsgang 
unterzogen werden sollen - und Isolier.ung der 
einzelnen tun ein übriges, die Beteiligung der 
Masse der Studenten zu verhindern: Sie bleibt .. 

Fortsetzung auf Seite 3 
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Politisierung durch AGs 
Fortsetzung von Seite 2 

von der Diskussion ausgeschlossen und entwickelt 
fast notwendig autoritäre Fixierungen oder 
zumindest Resignation. In seiner Hilflosigkeit 
und seinem Abhängigkeitsverhältnis gegenüber 
den Autoritäten ist es dem Studenten unmöglich, 
das vermittelte Wissen selbst anzuzweifeln, 
seinen Wert und Unwert zu reflektieren und 
über seine Funktion im gesamtgesellschaftlichen 
Bezug sich Klarheit zu verschaffen. So fungie1·en 
die Ordinarien ob jektiv als Agenten des 
etablierten Wissenschaftsbetriebes und der 
jeweils geltenden Inhalte. Mißt man die „wissen­
scha~lichen Standards" der herkömmlichen 
Seminare daran, was sie der Masse der Studenten 
vermitt eln, so sind ihre Standards gleich null! 

Dagegen haben die AGs die Frage, ,,warum 
diskutieren nicht alle mit?" an den Anfang 
gestellt. Zunächst einmal mußten diejenigen 
Leistungsnormen zerstört werden, die von 
vornherein den meisten den Zugang zur 
Diskussion abgeschnitten hätten. 

Erstmalig in der wissenschaftlichen 
Arbeit machten wir die Erfahrung von 
Kommunikation: es ging nicht mehr um 
narzißtische Befriedigung, sondern um 
Befriedigung am Produkt kollektiver 
Arbeit; nicht um Gratifikation für die 
Leistungen des guten Schülers, sondern 
um die Lust an der eigenen neuen 
Einsicht. 

Das impliziert auch die Befreiung von 
Assoziationen, die noch nicht verarbeitet waren, 
von unklar vorformuliertem Material, von 
Gedanken. die scheinbar mit der Sache nichts 
zu tun "haben. im G1·unde aber verdrängt werden 
durch die Rigidität der Stoffabgrenzung. Genau 
hierdurch konnui sich auch kreatives Denken 
entfalten. Diejenigen. die in den AGs nur ihre 
Lücken, die ihnen bei der Anhäufung des 
anerkannten und prüfungsrelevanten Wissens 
geblieben waren. auffüllen wollten. haben d iese 
Momente von Befreiung nicht erkannt. -Ihre 
Fi:ri0 run,:, an die etablierte Wissenschaft führ te 
in den AGs auch zur Reproduktion der ·selben 
Strukturen, nur in geringerer Schärfe. Solche 
AGs wurden zu den Tutorengruppen, die 
Habermas etc. gerne als Ergänzung zum 
offiziellen Lehrbetrieb sehen würden. die aber 
in unserem Interesse nicht liegen können. 

II 

Die Bestimmung über den traditionellen 
Lehrbetrieb war den Studenten entzogen. 
Inhalte und Formen der Vermittlung wurden' 
autoritär von den P1·ofessoren diktiert. Während 
ihres „Dienstes" im Studium sollten sie auf 
Selbstbestimmung verzichten, die sie in ihrem 
politischen Freizeitprotest emphatisch fordern 

(·--
f 
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dm·ften. Die Unterwerfung unter den Apparat 
der Universität würde als .hen·schaftssichernde 
Sozialisation auch dem Freiheitsprotest die 
gefährliche Spitze nehmen. 

Diese Trennung von Studium und poli­
tische\" Arbeit mußte nach zwei Seiten hin 
aufgehoben werden: einmal ging es um die 
Bestimmung der Inhalte dessen, was 
kollektiv erarbeitet werden sollte und der 
Organisation der Kommunikationsformen. 
Zum andern ging es um die Integration der 
politischen Arbeit in die wissenschaftliche 
Reflexion. 

Die politische Tätigkeit selber wird Gegenstand 
des Studiums. Vielleicht ist gerade das letztere 
am wenigsten realisiert worden. Einmal weil 
die Trennung jahrelang eingeübt wurde, zum 
andern weH sie sich auch in der getrennten 
Organisation der Wissenschaft und der poli­
tischen Arbeit materiell verfestigt hatte. Nicht 
nur die Fixierung an Ordinarien, sondern auch 
an DEN SDS als Monopol politischer Ent­
scheidungen der Studentenbewegung muß 
überwunden werden. 

III 
Im Verhältnis von politischer Initiative und 

Organisationsarbeit der Protestbewegung ist 
eine paradoxe Trennung von öffentlichem und 
privatem Alltagsleben enthalten. Politisch 
werden die öffentlichen Initiativen von 
informellen Gruppen verarbeitet, von der großen 
M ehrheit dagegen als private K onflikte; sogar 
die Aktivgruppen haben eher privaten 
Charakter. Es geht aber um die kollektive 
Bestimmung der gemeinsamen politischen 
Praxis. um individuelle Emanzipation von den 
Autoritäten, die weitgehend Aktionen und 
Teach-ins vorstrukturierten. In den traditionellen 
Organisationsformen bleibt für den einzelnen 
nur die Alternative zwischen Leistungs­
konkurrenz und Resignation. Im Grunde ist es 
dieses Verhältnis von informeller Führungs­
gruppe zu den von ihnen abhängigen Massen 
in der Protestbewegung, was auf einer etwas 
allgemeineren Ebene von den AfE-Studenten als 
Manipulation durch den SDS empfunden wurde. 
Dasselbe Moment taucht auch in dem 
Habermas'schen Manipuf.ationsvo,·wurf gegen­
über Krahl auf, bei ihm jedoch, weil sich die 
Studenten von seiner professoralen Autorität 
gelöst haben. 

Was von ihnen fälschlich Manipulation 
genannt wird, ist der Umstand, daß den 
Massen Erfahrungen weggenommen 
werden, indem man sie für sie macht und 
sie ihnen nur noch vermittelt. Daß in 
Stellvertretung für sie ihre Konflikte 
gelöst werden. Daß ihnen so ihre 
individuelle Emanzipation abgeschnitten 
wird. 

' ) -· 

Wir müssen die Ansät ze politisch bezogener 
Selbstbestimmung des gemeinsamen Alltags­
lebens, wie sie die AGs implizieren, ent schieden 
vorantreiben. Theoretische Standards sind dieser 
Arbeit zunächst unbedingt untergeordnet. 
Langfristig kann eine nicht bürokratische und 
antiautoritäre Organisationsweise der Protest­
bewegung an der Hochschule nm· durch die 
Überwindung privatisierter Verkehrsformen die 
nur scheinbar lebendige Initiative garantieren, 
entwickelt werden. 

Wenn wir jetzt noch bisweilen in die alten 
autoritären Organisationsformen, wie z. R bei 
d em Teach-in vor Weihnachten, zurückfa.llen, 
so liegt das eben auch daran, daß durch die 
Polizeibesetzung ein so hoher politischer Druck 
auf den Studenten lastete, daß sie ihn offenbar 
ohne die Unterstützung durch die alten 
Autoritäten nicht hätten ertragen können. Es ist 
überhaupt d ie gesellschaftliche Repression . die 
autoritäre Strukturen in den oppositionellen 
Organisationen produziert. 

IV 

Das politisierende Moment an den AGs 
ist gerade die Stärkung des Selbstbewußt­
seins jedes der einzelnen, ohne das 
individuelle Autonomie nicht erreicht 
we1·den kann. 

Das als Entpolitisierung zu bezeichnen, wie 
K1·ahl es gemacht hat, zeugt nur davon, daß er 
von den AGs nichts kapiert hat. Das zeigt sich 
auch deutlich an seinem Verhalten in der AG 
über Rekonstruktion revolutionärer Theorie, wo 
er an denselben autoritären Vermittlungsformen 
festhält . die wir bei Habermas etc. gerade 
belcämpf en. 

Die Vorwürfe privatistischer Regression 
g-eg-enübei· den AGs zeugen von einem 
Politikve1·ständnis, das traditionell die 
Emanzipation der Individuen ausklammert 
Ul\d als abstraktes Fernziel der politischen 
Tätigkeit voraussetzt. 

Daß sie gerade während des Kampfes erzeugt 
werden muß - und das ist die Relevanz der 
Organisationsfrage-, wird unterschlagen. In 
diesem Zusammenhang haben die Aktionen 
gegen die Uni-Administration/Pr~fessoren und 
gegen die geseUschaftlich Herrschenden aUein 
die Funktion, eine größere Mobilisierung an der 
Uni zu erreichen und den Prozeß der politischen 
Selbstorganisation in den AGs voranzutr.eiben. 
Gerade das zu verhindern., war ja im Prinzip 
die Strategie der Ordinarien, die durch die 
Polizeibesetzung unsere zentrale Organisation 
zerstörte sot•iie auch durch die Beschränkung 
des Raums. die AGs zwang, privat zu tagen. 
Zudem versuchte Friedeburg sich auch persönlich 
als Rausschmeißer zu betätigen. Weder zerstören 
die Aktionen die Organisation der AGs, noch 
kann man sagen. daß sie erst durch diese 
Aktionen politisiert würden. 

H . Lohaus, viel aus Papers geklaut 

JOHANN WOLFGANG GOETHE­
UNIVERSITÄT 

Beispielswei~e wird zur Begründung 
auf folgende Auszüge hingewiesen: 

Aufrechterhaltung ihres Entscheidungs­
monopols geht!" 

Selbstverständlich werden Arbeits­
gruppen weiterbestehen; erneut müs­
sen nun, auf Grund der veränderten 
Situation, Verhandlungen mit den Do­
zenten geführt werden. Weitere Kampf­
maßnahmen sind zu überlegen, falls 
neue Reglementierungsversuche unter­
nommen werden, falls Studenten wei­
terhin ohne Mitbestimmungsmöglich­
keiten bleiben urid falls eine lokale 
Prüfungsordnung gegen unseren Wil­
len erstellt wird." 

Der Rektor 
Az.: 710-04 

Frankfurt, 7. 2. 1969 

An die 
Studentenschaft 
der J. W. Goethe-Universität 
- Allgemeiner Studentenausschuß -
- Parlamentspräsidium -

H ier 

Verfügung: 

1. Der Studentenschaft wird untersagt, 
die asta-information Nr. 2 vom 6. 2. 
1969 zu verbreiten oder dies zuzu­
lassen. Sie wird verpflichtet, die noch 
nicht ausgegebenen Exemplare zu 
vernichten. 

2. Die im Universitätshauptgebäude 
ausgelegten Exemplare werden ein­
gezogen und vernichtet. 

3. Die Verfügung ist sofort vollstreck­
bar. 

4. Für jeden Fall der Zuwiderhandlung 
wird ein Zwangsgeld von 1500 DM 
festgelegt. 

Begründung: 

Die asta-information enthält Beleidi­
gungen, Verleumdungen und Unwahr­
heiten, die so schwerwiegend sind, daß 
ich sie als Rechtsaufsichtsbehörde nicht 
hinnehmen darf und einschreiten muß 
(§ 3~, HHG). 

I. ,,Um der,"Bedrohung, die die außer­
parlamentarische Opposition fur die 
Herrschenden darstellt, entgegenzu­
wirken, diffamieren sie deren Anhän­
ger. Mit vorurteilsgetränkten Phrasen 
versuchen sie die Studentenbewegung 
,in den Griff' zu bekommen. Indem sie 

· sie zur Krankheit - zur Seuche - am 
,gesunden Volkskörper' biologisieren, 
erscheint ihr Terror als hygienische 
Aktion." 

II. ,,Die erneute Eskalation der Profes ­
soren am Freitag, die zur F estnahme 
und erkennungsdienstlichen Behand­
lung von 76 Studenten und zur exem­
plarischen Praktizierung der Vorbeuge­
haft an H .-J. Krahl führte, ist nur der 
letzte Schritt in der dargestellten Ent­
wicklung, die gleichzeitig den bruch­
losen Zusammenhang zwischen hoch­
schulpolitischen Disziplinierungsmaß­
nahmen und technokratischer Hoch­
schulreform, Relegationen und der 
Domestizierung der außerparlamenta­
rischen Opposition durch Vorbeugehaft 
aufzeigt." 

III. ,,Ohne die Aufforderung an die 
Studenten, das Seminar zu verlassen, 
ließen die Professoren die Polizei ein­
rücken und die Studenten abtranspor­
tieren." 
IV. ,,Offensichtlich ,begrüßen und 
unterstützen' die Ordinarien die Tätig­
keit der Studenten nur in dem Maße, 
wie auch Rüegg es tut, wenn es um die 

C (, 

V. ,,Eben an dieser Frage der Vertei­
lung von Entscheidungsergebnissen 
wird nun deutlich, daß es sich bei 
Habermasens auf die Problematik von 
Wissenschaftlichkeit der Arbeitsgrup­
pen begründeten Vorbehalte ebenso um 
eine Rationalisierung handelt, wie bei 
seinem Vorschlag für Drittelparität um 
Heuchelei." 
VI. ,,Es dürfte also klar sein, daß die 
Professor en nicht lediglich zögernde 
Kleinbürger sind, sondern Reaktionäre, 
die um die Erhaltung ihrer feudalen 
Privilegien kämpfen." 
VII. ,,Die sprachlose Antwort dieser 
,radikalen Reformisten' beweist, daß 
sie, um ihre Ordinarienprivilegien zu 
verteidigen, bedingungslos mit der Re­
pressionsmaschinerie des autoritären 
Staates zusammenarbeiten und nach­
träglich die Angriffe der Administra­
tion legitimieren. In der gleichen Weise 
vers·chafft sich dieser faschistoide Staat 
nachträglich Gesetze, die die illegalen 
Maßnahmen der verselbständigten 
Bürokratien decken." 
Außerdem unterstützt die Studenten­
schaft durch die asta-information trotz 
der verwaltungsgerichtlichen Anord­
nung weiterhin den sogenannten Streik. 
Beispiel : 
„Aussichten. Für die Frankfurter 
Mathematikstudenten ergibt sich als 
Folgerung, daß man nicht aufhören 
darf, Fragen über das Fach (st att nur 
Fragen in dem Fach) zu bearbeiten. 

\ 
~ 

Zur Einziehung und Vernichtung der 
as ta-information, die im U,niver sitäts­
hauptgebäude ausgelegt worden ist, bin 
ich auf Grund meines Hausrechts be­
fugt. Da die aufschiebende Wirkung 
eines Widerspruchs es der Studenten­
schaft ermöglichen würde, die Rest­
auflage zu verteilen, mußte die so­
fortige Vollziehbarkeit angeordnet 
werden. Dies stand im öffentlichen 
Interesse (§ 80 Abs. 2 · Ziff. 4 der Ver-

-waltungsgerichtsordnung). 
Die Festsetzung des Zwangsgeldes be­
ruht auf § 69 und § 76 des Hess. Ver­
waltungsvollstreckungsgesetzes v0m 
4. 7. 1966. 
Rechtsmittelbelehrung: 
Gegen diesen Bescheid können Sie 
gern. §§ 68 ff der Bundesverwaltungs­
gerichtsordnung vom 21. 1. 1960 (Bun­
desgesetzblatt 1960 Teil I S. l 7) Wider­
spruch erheben. Der Widerspruch muß 
innerhalb eines ~onats nach Zustellung 
dieses Bescheides schriftlich oder zur 
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Fo~set:z:ung von Seite 3 
Niederschrift des Rektorats der Johann 
Wolfgang Goeth~-Universität erhoben 
werden. 
Der Widerspruch ist an mich zu richten 
und bei mir einzulegen. Der' Wider­
spruch muß als solcher bezeichnet sein, 
den angefochtenen Bescheid erkennen 
lassen und einen bestimmten Antrag 
enthalten. Die zur Begründung dienen­
den Tatsachen und Beweismittel sollen 
angegeben werden. 

i. V.: Rammelmeyer 
RUEGGS RECHT 
Der Rektor versucht weiterhin, einen 
politisch verlorenen Kampf mit juristi­
schen Mitteln zu gewinnen. Dazu hal­
ten her: Rechtsaufsicht, Hausrecht, Dis­
ziplinarrecht, Strafrecht . • 
Das Verbot der Verbreitung der letzten 
AStA-Info fällt unter die erste Kate­
gorie - Rechtsaufsicht. 
Begründet wird es damit, daß Beleidi­
gungen, Verleumdungen und Unwahr-

r­
"" >' 
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heiten schwerwiegender Nptur enthal­
teri sel.en. Es wird der Versuch unter- • 
nommen, · Ausführuqgen argumentato.­
risch-interpretativer Natur, die ihren 
Stellenwert in der gegenwärtigen poli­
tischen Auseinandersetzung - zwi­
schen Studentenschaft auf der einen 
und Landes- und Universitätsadmini­
stration auf der anderen Seite ~ 
haben, einer formalrechtlichen Betrach­
tungsweise zu unterwerfen. Daß solche 
Betrachtungsweise scheitern muß, 
macht allein · deutlich, daß eben dieser 
Rektor Rechtsaufsichtsbehörde und 
Vertreter eiöer technokratischen Hoch­
schulreform, also politischer Gegner, in 
einer Person ist. 

Wer freilich den demokratischen und 
zugleich rationalen Ansatz der Studen­
tenschaft zu einer Studien- und Hoch­
schulreform nicht teilt, wer sein politi­
sches Verhalten an den 'Kategorien von 
Macht etc. ausrichtet, dem muß in der 
Tat jede demokratische Äußerung als 
Verleumdung und Diffamierung er-

-..... ~~ 
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scheinen. Wer die Pogromaufrufe .iler 
Springer-Presse und führender Politi­
ker billigt, der muß die Charakterisie­
rung eines solchen Verhaltens als „Ter­
ror" = ,,Hygienische Aktion" (zu I. der 
Verfügung) eine „Verleumdung" nen­
nen. Wer Drittelparität zwar zugeste­
hen, doch gleichzeitig die Entschei­
dungsbefugnis über Inhalt und Form 
des Wissenschaftsbetriebs behalten 
will, · der wird die Charakterisierung 
eines solchen Vorgehens als „Heuche­
lei" eine „Beleidigung" nennen (zu V. 
der Verfügung). 

Darüber hinaus schreckt man nicht vor 
fragwürdigen Konstruktionen zurück. 
In dem in der Verfügung zitierten Bei­
spiel (,,Aussichten") sieht der Rektor 
eirie Nichtbeachtung der verwaltungs -
gerichtlichen Anordnung durch die 
Studentenschaft. Darin (VG Ffm, Az. II 
1 - G - 3/69) heißt es u. a., daß der 
AStA in Zukunft Aufrufe zu „Streik" 
und „Boykott" von Lehrveranstaltun­
gen und die damit zusammenhängen-

den Störungen zu unterlassen habe. 
Dem Rektor muß man sagen, daß eine 
,;Oberlegung" (so der Artikel) ungleich 1 • 

einem Aufruf ist und daß Kampfmaß­
nahmen auch Demonstrationen etc. 
sein können. 

.. Gegen die wohlbegründeten Forderun-
gen der Studentenschaft setzt der Rek-
tor seine sprachlose Gewalt. ,,Wir wer-
den mit scharfen Maßnahmen diese 
Banditen, Lügner und Verleumder, die 
die Hochschulreform zu sabotieren ver­
suchen, eliminieren." (Fernsehstellung­
nahme Rüeggs vom 6. 2. 1969.) So sieht 
Rüeggs Recht aus. Und dazu dienen 
ihm Rechtsaufsicht, Disziplinarrecht 
und Hausrecht. Carl Schmitt, der Chef­
theoretiker des Faschismus, kommt 
wieder zur Geltung mit seiner zyni­
schen Feststellung: ,,Legalität, das ist 
die vergiftete Waffe, die man de~n 
politischen Gegner in den Rücken 
stößt: und Recht bedeutet die legal~ 
Prämie auf die faktische Innehabung 
von Macht." · H. S. 

'STREIK DER .MATHEMATI.KER 
Situation vor dem Streik 

Als die Abteilung für E rziehungs­
wissenschaften im Dezember gegen 
die Vorstellungen des Hessischen 
K ultusministers zur Lehrerbildung · 
zum Vorlesungs-Boykott aufrief, 
und sich dies durch die Solidari­
tätsaktionen der Studenten anderer 
Fakultäten zu einem allgemeinen 
Protest gegen eine technokratische 
Hochschulreform ausweitete, disku-

tierten· auch die Mathematiker auf 
einem Teach-in d ie Situation. Ein 
Streikbeschluß wurde jedoch ver­
schoben, weil die Information der 
Mathematikstudenten über ihre 
eigenen Belange noch zu gering war. 
In t eilweise gegen den Willen der 
jeweiligen Dozenten unterbroche­
nen Vorlesungen, in Flugblättern 
und durch die Veröffentlichung von 
Arbeitspapieren der Fachschaft 
w u!·den daraufhin . die Studenten 
weitgehend informiert. 

Auf einer Vollversammlung am 10. 12. 68 _konstituierten sich 
die Arbeitskreise, die die grundlegenden Probleme der augen­
blicklichen Lage intensiv diskutieren ·sollten. Die Arbeitskreise 
beschäftigten sich piit akuten Studienproblemen und mit der 

' ''· , • . " 
Frage der Mitbestimmung in akademischen Gremien, wob~i der 
Arbeitskreis VI eine ·zentrale Stellung besaß;, er hatte sich die .• 
Entwicklung von Methoden zur Durchsetzung studentischer For­
derungen ~ur Aufgabe gesetzt. 

Die Arbeitskreise sollten uri.mittel.:. 
bat nach den Weihnachtsferien auf 

·einer Vollversammlung ihre Ergeb­
nisse mitteilen . Bis dahin wurden 
die Übungen zu den Vorlesungen 
boykottiert, . um allen Studenten 
die ,Möglichk~it zu geben , . an den 
Arbeitskreisen ·t.eilzun~hmen. 
Immer deutlicher ·waP • geworden, 
daß die in Bildungsfragefr einfluß- -
reichsten Gremien ' (wie Wissen­
schaftsrat, WR~ und Ständige K9n­
ferenz der Kultusminister) gerade 
in ' den „ unpolitischen " Wissen­
schaften wie Mathematik, P hysik 
oder Biologie ihre Vorstellungen 
durchzusetzen entschlossen sind, da 
sie hier am wenigsten den Wider­
stand der Studenten zu befürcnten 
glauben: es mußte also die Aufgabe 
sein, dies ins Bewußtsein zu heben, 
und zu zeigen, daß die Mathemati­
ker eine Neuordnung des Studiums 
entsprechend den Vorstellungen der 
Industrie nicl'it hinnehmen werden. 
Ansatzpunkt der Kritik war. die 
neue · Rahmenordnung für die 
Diplomprüfung, durch die das Stu­
dium weitgehend ,. reglementiert 
werden soll. In einer Unterschrif­
tensammlung sprachen sich 280 

· Studenten gegen die Beschränkung 
des Studiums auf 9 Semester und 
für eine Neuordnung des Prüfungs­
verfahrens (freie Wahl cles Neben-, 
faches, freie Wahl der Prüfer, 
Öffentlichkeit der Prüfungsakten) 
aus. Durch eine Umfrage unter den 
Dozenten der Mathematik sollte 
geklärt werden, ob diese die For­
derungen der Studenten unterstüt­
zen und sich unter Umständen auch 
gegen das K ultusministerium wen­
den würden. Die Dozenten weiger­
ten-sich (mit einer Ausnahme) indi-

!. 

viduell zu ui:iseren Fragen Stellung 
zu nehmen; niclit "v,ril1efis, · sich zu 
politischen Fragen einzeln · · ·zu 
äußern, 'verschanzten sie sich hin-· 
ter einem Kollektiv.- Die -Antwort 
selbst · war aufschlußreich: ·zwar 
schien es, als ob sie selbst erheb­
l~~he Vorhehalte gegenüber · · der 
Rahmenordnung bätten, · dennoch 
wollten sie auf kejheif. Fall e twas 
gegt;?n diese Regelung untern,ehmen. 
Weiter d rohten sie, falls Studenten 
während einer Vorlesung Diskussio­
nen über die entstehenden Pro­
bleme fordern .w ürden, mit Konse­
quenzen. Es zeigte · sich also, daß 
mit einer Zusammenarbeit mit den 
Dozenten nicht gerechnet werden 
konnte. · 
Die Arbeitsgruppen, die auch 
während der Weihnachtsferien 
zusammenkamen, legten Anfang 
Januar.ihre Berichte vor: in einem 
mehr als 40seitigen Papier wur; 
den .die Beri~te zusammenge­
faßt. Der Titel wies auf Kom-
mendes hin: · 

,,Warum wh· streiken müssen!" 
Wir wollen im folgenden auf die 
w ichtigsten Streikgründe eingehen. 

Hintergründe 
der Rahmenordnung 
Das Verwaltungsabkommen zwi,­
schen Bund und Ländern über die · 
Errichtung eines Wissenschaftsrates 
vom 5. 9. 1957 kennzeichnete den 
Beginn· einer neuen Phase der -For­
m ierung einer einheitlichen Hoch­
schulpolitik: 
die Phase der Formierung eines 
einheitlichen Hochschulsystems für 
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äie ganze Bundesrepublik. Die Ziel­
setzung des ins Auge gefaß ten For­
mierungsprozesses bestand von An­
fang an darin, das Problem der 
,,Massenuniversität ", das zahlenmä­
ßige Verhältnis zwischen Hochschul­
lehrern und Studenten, durch eine 
,,vernünftige" Reielung zu lösen. 
Bei der Auffindung und Propagie­
rung dieser Regelung sollte der 
Wissenschaftsrat eine bedeutende 
Rolle spielen. l\lan gestaltete also 
einen „Wissenschaftsrat", der aus 
zwei Teileµ. besteht, nämlich der 
Verwaltungskommis'sion (Mitgl!e­
der: die 11 Kultusminister mit ins­
gesamt 11 Stimmen und 6 Staats­
sekretäre des Bundes mit ebenfalls 
Ii Stimmen) und der Wissensch~fts­
komm ission (6 „aperkannte Persön­
lich.keiten des öffentlichen L~bensd 
und 16 „Vert:r1;ter der ·wisse~­
schaft"). 

Durch diese Zweiteilung reservierte 
man jegliche ' p olitische, Entschei- . 
dung für die Administration und. 
gab zudem der Wirtschaft gewich.: 
t iges Stimn:ir·echt . Denn, obgleich 
nicht offen gezeigt , sitze~ 6 Indu­
strielle· in der Wissenschaftskom­
mission; es sind die 6 „anerkannten 
Persönlichkeiten des · öffentlich·en 
L ebens". · · 
·Im Dezember 1966 würden nämlich 
vom Bundespräsidenten foigende 
P ersönlichkeiten·. b enannt: Dr. jur. 
Viktor Achter,· Gesch~ftsführer -der 
Viktor "Achter GmbH &. Co, Präsi­
dent del' Ind.ust:i;i~- W?-d Handels-:­
kammer zu Mönc}lengladbach; 
Dr. rer. pol. h. c. ,Otto A. Friedrich, . 
Vorsitzender des Vorstandes der 
Phönix Gummiwerke AG (Flick­
Konzern); 
Dr.-Ing. Dr.-Ing. e. h. Heinz Goeschel ; 
Vorst~ndsmitglied der Siem ens 
Schuckert-Werke AG; · 

Dr.-Ing. Dr. rer. nat. h. c. Dr.-Ing. 
• e. h . Dr. rer. pol. h . c. Carl Wurster, 

Vorsitzender des Vorstandes der 
Badischen Anilin- und Sodafabrik 
AG; 
Hans L. Merkle, ~Generaldirektor 
der Bosch-Werke; 
Dr. Heinz Troeger, Vizepräsident 
der Deutschen Bundesbank; 
(zitiert nach Leibfried, ,,Die ange­
paßte Universität", S. 82). · 
Es scheint also tatsächlich so zu 
sein , daß in unserer Gesellschaft 
nur Großindustrielle „anerkannte 
Persönlichkeiten" sind. 
Die Verbindlichkeit der Empfeh­
lungen des Wissenschaftsrates 
erkennt man an der Erklärung der 
Ständigen Konferenz der Kultus­
minister der Länder vom 23. Dez. 
1966, d ie sich .. ~inhellig dafür aus­
gesprochen (hat), die Empfehlungen 

~~ 

des Wissenschaftsr ates zu befolgen 
und so rasch wie möglich ihre prak­
tische Verwirklichun~ in Angriff 
zu nehmen". , 
Diese Empfehlungen sind fast aus­
schließlich von wirtschaftlichen und 
administrativen Interessen geleitet: 
Die Zahl der S tudenten in den je­
weiligen Fachgebieten ; soll durch 
den unkritisch registrierten Bedarf 
der Großindustrie · geregelt werden, 
ohne daß auch nur im geringsten 
überlegt wird , wieweit sich die 
Interessen der Industrie eigentlich 
mit denjenigen der Gesellschaft 
decken. Da die Studenten . nach die­
sen Empfehlungen zudem· in mög­
lichst kurzer Zeit (unter minimalen 
Kosten) der Wirtschaft als Produk­
tivk~i,ifte, zur ·verfügung gestellt 
\verden sollen, wird durch . die da­
durch bewirkte Minderuii.g 'des kri­
tischen· Bewußtsei~s der ausgebil­
deten Studenten die Wirtschaft in 
die Lage ver setzt, ihre Interessen 
durch die ständige Reproduktion 
ihrer eigenen Struktur der Gesamt=­
gesellschaft 'aufzudtän·gen. 

Eigene Bildu~gsiriteressen der 
Studenten werden folgerich_tig nicht 
berücksichtigt. Das ,im C:frundgesetz 
verankerte Recht auf freie Bildung 
und P ersönlichkeitsentwicklung · 
wird vollkommen negiert: 'konse- · 
quenterweise bedeutet ein·e solche 
Studienzeitbegrenzung das . Fort­
schreiten der Verschuhin.g de'r ,Stu­
Qienpläne und somit der ganzen . 
Universität. So kommt es zu fol­
gender Empfehlung des Wissen­
schaftsrates: 

„Die Stn'denten (wer'ilen) nur für 
die Dauer des Studiums und der 
anschließenden Prüfung immatri­
kuliert. ( .. . ) Bei einer vierjährigen 
Studiendauer (erlischt) die Imma­
trikulation n ach' v iereinhalb Jah- · 
ren." 

Die Westdeutsche Rektorenkon­
ferenz (WRK), durch teilweise Per­
sonalunion mit dem Wissenschafts­
r at eng verwoben, hat sich solche 
Empfehlungen schnell zu eigen ge­
macht. Sie hatte schon am 9. 7. 1965 
ihren Mitgliedshochschulen empfoh­
len, für den Erlaß folgender Be­
stimmungen zu sorgen: ,,Jede 
Immatrikulation oder Zulassung 
zum Studium erfolgt auf die Dauer 
der in den Prüfungsordnungen fest­
gesetzten l\'.Iindeststudienzeiten un­
ter Hinzurechnung von zwei Seme- . 
stern." 

Insbesondere für Mathematik hat 
das Präsidium der WRK in seiner 
Sitzung am 10./11. November 1968 
eine Rahmenordnung (RO) für die 
Diplomprüfung verabschiedet, die 
mit der Fassung des Entwurfs vom 
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10./11. November 1967 überein­
stimmt. 

Auf Grund dieser Rahmenord­
nung, die für das Bundesgebiet 
verbindlich ist, sollen an den ein­
zelnen Universitäten lokale Stu­
dienordnungen ausgearbeitet wer­
den: 
- Wichtige Punkte der Rahmenord-
nung (RO) sind: • 
(1) ,,Das Stu.dium soll· i,n der Regel 

einschließlich der Anfertigung 
der Diplomarbeit 9 Semester 
dauern''. (§ 3 [2]). 

(2) ,,Die Diplomvorprüfung soll nach 
· vier Fachsemestern abgelegt, 

spätestens nach fünf Fachsenie­
stern beendet ·werden" (§ 3 [3]). 

(3f „Die Zeit von der Themenstel­
lung bis zur Ablieferung der • 
Diplomarbeit soll 6 Monate nicht 
überschreiten. Die Themenstel­
) ung soll diesem Zeitmaß ange­
paßt sein. Dj e Bearbeitungsfrist 
kann auf begründeten Antrag 

des 'Kandidaten um höchstens 
3 Monate verlängert werden" 
(§ 17 [5]). 

(4) ,,Der Vorsitzende bestellt die bei 
den einzelnen Prüfungen mit­
wirkenden Prüfer nach Maßgabe 

. der örtlichen Bestimmungen und 
, gibt die Namen 13ekannt" (§ 4 [4)) . 

Diese RO stellt einen ersten 
Schritt zur Verwirklichung der 
Vorschläge des Wissenschaftsrates 
dar. Insbesondere kommt § 3 (2) 
dem oben zitierten Vorschlag zur 
Zwangsexmatrikulation schon sehr 
nahe und kann ohne weiteres in 
dieser Richtung erweitert werden. 
Bezeichnend ist hier, daß aer An­
fang solcher Maßnahmen nicht in 
den Fakultäten gemacht wii:d, deren 
waches politisches Bewußtsein der 
Administration bekannt ist, sondern 
gerade bei dem Teil der Studenten, 
der sich in der Vergangenheit nicht 
so sehr in der Öffentlichkeit expo-· 
nierte. 

Mit der Kritik an der Rahmenordnung verband sich der Wunsch, 
für die lokale Prüfungsordnung einen Entwurf vorzulegen, in 
dem die studentischen Forderungen präzisiert sind. 

Dabei wurden weitergehende For­
derungen, wie die Abschaffung von 

~Prüfungen überhaupt (s. u.), vorerst 
nicht berücksichtigt_, weil diese sich. 
in absehbarer Zukunft wohl kaum 

· realisieren lassen. Die wichtigsten 
Paragraphen sollen hi'er zitiert wer­
den. -Nicht wie in der RO verlangt, 
soll .das Studium nach neun Seme­
stern abgeschlossen sein: diese Be­
grenzung soll lediglich besagen, daß 
ein Studium nach dieser Zeit abge-

' schlossen werde~ kann: 

§ 3 (2) Der Studiengang und di~ 
Prüfungsanforderungen .· sol­
len so angelegt sein, daß eine 
Beencligung . des . Studiums 
nach neun . Fachsemestern 
möglich ist. ' 

In ' § 4 ~wird festge~etzt,. daß der 
Prüfungsa:uss<;huß paritätis<;h be­

. setzt ist (zwei Habilitierte, zwei 
' Nichthabilitierte, .zwei Studenten); 

das Recht ~es Studenten„eineI1, ~rü­
fer iu W:1~1.Em: ist in folgendem 
.Absatz geregelt: .. 
§ 4 (4) · Jeder Habilitierte .des Fachs 

· ' l,14athematik . darf Prüfungen 
. . abhalten. Der Prüfling darf 

für jedes J:>rüfungsfa~ einen 
. . Prüf(;!r . Wählen, jedoch für 
·, , höch,sten:s '. . zwei Prüfungen 

Aenselben. ; Der gewä~lte 
Prüfer kann die Wahl ableh­
nen. Erkiärt sich auf diese 

I .. • Weise in einem Prüfungsfach 
: , ~ kein Habilitierter bereit, die 

Prüfung· abzunehmen, · so be-
; •· .• ·stimmt der Prüfungsausschuß 

e'ine?, ;F'rüfer . . 
Dem Prüfungsausschuß wird als 

· neue·.Aufgabe die Änderung der für 
die Prüfungen erforderlichen Lei­

. stungsnachweise und die Entschei-

,dung über die zulässigen Neben­
fächer zugewiesen; alle zwei Jahre 
ist er verpflichtet, diese Festsetzun­
gen zu überprüfen, und das Ergeb- · 
nis zu veröffentlichen (§A [a]). 
§ 9 (1) Die Prüfungsakten sind öf-
• . fentlich. · 

(2) Der Prüfling kann die An­
wesenheit von Mitgliedern 
des Prüfungsausschusses bei 
der· Prüfung beantragen. 

Das Protokoll der Prüfung soH in 
Zukuntt der Zustimmung von Prü­
fer und Prüfling bedürfen. 

. ·Bewerte't v,rir'd: vom Prüfer· nur; 
ob die Pr.üfu.ng b~sfähäe:µ •ist,,, eine 
Benotung findet nicht statt. 

Zu sehr viel weitergehenden For­
derungen · aber kam di.e Arbeits­
gruppe „Vorste1lurigen iu Prüfun-
gen": ' - . , , . 

Daß sich der Bewußtseinsstand · 
der . Studenten h~bt, zeichnet siclf· · 
sehr. deuÜ;ch in q~r Verän<lerurig 
der Position der Schüler zu ih;reri 
Lehr~ern, urtd ihr.ein · Lehrstpff · ifü 
Eine geistige Befreiung von · auto;­
ritärer Fixierung auf ·Menscheri und 
Sachen, füe unbegründeten Dogma:.. . 
tismus an Stelle l:>reiter Diskussion 
stellen, läßt die' Hoffnung aufkom- ·• 
men, daß · in · Zukunft Druckmitt~l' 

. und Zwänge jeder Art ·w/ihrend' des ·. 
Studiums unnotig sind. Die Anwen­
dung jeglicher Repression ' geht 
nämlich davon aus, · unmündige, 
nicht informierte Menschen vor sich 
zu haben; dadurch wird nun die 
Weiterbildung des- Bewußtseins 
gehemmt, da, um durch Zwänge 
gebildete Schranken·. zu überwin­
den, zusätzliche Kraft aufgewandt 
werden muß . 

Es :qmß möglich gemacht werden, daß jeder Student die Art 
seiner eigenen Fortbildung selbst bes timmt und somit Art und 
' . . 

.Umfang seines Studiums. Repressionen wie Prüfungen, Scheine 
oder etwa Benotungen sind daher genauso abzulehnen wie (kon­
lsequenterweise) ein forma1e·1· Hochschulabschluß. Das Studium 
soll also gewissermaßen Privatsache der, Studenten werden, 
Studien'pläne sollen lediglich Empfehlungen und Ratschläge von 
fa_chlich Fortgeschritteneren sein. 

der geistigen Entwicklung des Men­
schen. 

,,.. 
'~ 

; 
1 

_/ 

lung nicht abrupt verkürzt werden 
kann;·ist unmittelbar einsichtig'. Zur 
Zeit wäre·die Abschaffung jeglicher 
Prüfung nicht zu realisi~ren . . Wich­
tig aber ist die Fixierung des Ziels. 

Arbeitsgruppen 
rm folgenden sollen auszugsweise 
weitere Ergebnisse von Ar beits­
gruppen skizziert werden.' Dabei 
werden die Mißstände deu,tlich, de­
retwegen ein Streik unver meidbar 
erschien. 

Staatsexamen 
Die Ergebnisse des Arbeitskreises 

,,S taatsexamen:" treffen· mit , den· 
Forderungen der AfE zusammen: 

Ausgangspunkt ist, daß die Schule 
der Zukunft die Gesamtschule "sein· . 
wird, die Fachlehrer mit umfassen­
der Ausbildung in den Grundlagen­
fächern bzw. in Didaktik und mit 
fachwissenschaftl icher Qualifikation 
benötigt. J eder Lehrer soll an. der 
Forschung ih der Didaktik 'Seines 
Faches beteiligt sein; dabei soll das 
Studium dem Lehrer Anregung 
(und Gelegenheit) geben, über Lehr -

Mitbestimmung - inhalte und· - methoden kr it isch und 
Sämtliche. Angehörigen der Uni- schöpfei;-isch ZlJ_ ref_lekti~ren.' A!s 

versität sind von Entscheidungen Konsequenz ergibt ~ich hieraus die 
betroffen, die bisher von wenigen F9rderung nach gle~cher Gru_ndaus-
P rivilegier ten gefällt wurden. Es blldµng_aller L~hre_r . Wenn die Leh-
gibt aber keinen stichhalt igen re~ausbildung m eme~ zumutbare~ 
Grund, den Studenten das Mitspra- Z_eit a?geschlosse~ sem un~ dab~i 
ehe- und Mitbestimmungsrecht in em. wissens~aftllches ~tucli~m m 
wichtigen Angelegenheiten zu ,yer- d~n Grundwiss~nschaft~n (J:'adago-
weigern. Auch in undurchsichtigen gi){, Psychologie, · .Soziologie und 
Sachfragen m uß der Studentenschaft Poli~.ik) u~d der Didaktik des Faches 
die Möglichkeit gegeben werden, sich g~wahr leiste~ soll, darf das Stu-
zu informieren und mitzubestim- drnm nur. em Lehrfach umfassen. 
men. Zur Zeit werden v1ele dieser· Daher ergibt sich folgende Neuor­
Fragen von nicht sachkompetenten ·ganisation : 
Personen mitentschi~~en (Beispiel : (a} Gründung einer pädagogischen 
Berufungen und Prufungsordnun- Sektion (Fachbereich) für die 
gen werden von der gesamten Fa- • Gr undausbildttng für alle Leh-
k ult~t entschieden). rer und Referendare. 

Sachko?'lpet enz wir~ , nicht von (b} Den Instituten werden die di-
vornherem durch eme beherr- dakti'schen s · d AfE 
eh d S·t 11 · ., - u · · ·"" eminare er s en e e . ung in Ull::r nivers1- angegl· d t· d' did kt· eh -

t "'t h ' m· d d eh. B ie er , ie a 1s e a ·s .ierar ie, son ern. tir e- F o ·schu g d Ob · t f ' · d 
ch··ft· ·t d t eh' d r n ,er ers u e wir s a igung mi en en .spre en en erweitert. · 

Problemen erworben. 
I rr{ mathematischen Institut> gibt . . Wichtig i~t da1;1eben, d~ß di~ fach­

es keine studentischen Vertreter in hebe und d1daktiscbe .We1terb1ldung 
der -Sektion, keine Mitgestaltung · des !'ehr~rs durch Kontaktstudium 
des Vorlesungsplanes. Niemals wur- gewahrle1stet werden. 
den Studenten bei Entscheidungen, Di"e fi"nan · 11 s ·t 
d

. ' d · · · . . z1e e e1 e .. , 
ie as Inshtut betrafen, beteiligt. d B "ld . l"t"k er I ungspo 1 1 

Studienplan ~ Die hessische · Regierungspartei, 
Von verschiedenen Pro'fessoren die SP.D, hat in ihrer Geschichte 

sind S.tudienpläne ·vörgelegt ·. wor- stets eine stärkere Verbreitung der 
de'n, qie entweder die bestehende .13ildung für die Gepanitbevölk.erung 
Studienorganisation . sanktiunieten gefordert und fo ,Hesseh v.ergleiclis­
wollent oder· aber entsprechend den · weise gute R'eforrripläne vorgelegt. 
Vorstellungen -der . Industrie der Leiger scheint ·man aber nicht dazu 
angewandten Mathematik einen bereit zu sein, auch 'die finanziellen 
sehr viel breitereri Spielraum ein- Folgen. zu tragen, und so bietet sich 
räumen wollen als bisher. . das traurige Bild, daß s.ich vielver-
.. Dabei wird übersehen, daß :. die sprechende Reformansätze durch 

bisherige· Studienplangestaltung ge- Sparsamkeit am falschen _Platze in 
rade die. Grundlagen .der ·Mathema- ihr Gegenteil verk.ehren. So ist z.B. 
tik .. (z . . ß . . ~ie mathematische Logik) die Konzeption der Gesamtschule 
völlig ve~naclil~sslgt: . · . durcha.us begrüßenswert; wenn aber 

Während · zum Beispiel die· Rah-' zur · t;,Ioß nominellen Durchsetzung 
menord~ung immerhin die Möglich- . · di~ses: Vorschl~gs die Qualität der 
J{eit .2:uläßt, statt Physik auch. ein Lehreraµ~bildurig . gesenkt .w.ird, 
ande.res Nebenfach, das . im Zus am-. dann ent~arvt si<;}l der Plan als nichf 
m enhang zur Mathematik .steht zu ehrlich .gemeint. 
wählen, ,w-ir.d, dies hier: den Studen-:- ·· Man läßt die Kinder in aller Ge-
ten verweigert .. Historisch gesehen mütsruhe schlecht . erziehen und·. 
war ,zwarA die .Physik die er,ste Wis- ~serabel ausbilden, . Hauptsache . 
senschaft, die eine Mathematisie- die Wirtschaft und die Bundeswehr 
rung z~ieß, . heu.te jed<?ch benutzen funktionieren. Eindeutig . ist auch 
sehr viel~ andere Wissenschaften • · dann die Forschungspolitik der 
mathematische Moc;ielle. - Bundesregierung, . die sich auf die 

So sollt~ .es möglicli sein, neben · Anforderungen der Zukunft einstel-
Mathematik als Nebenfach Philo; len will. Welche P rioritäten bei der 
sophie, P~y~olo~~e oder Soziologi!, praktizie~ten Forderungsstrategie 
um nur em1Pe Facher herauszugre1- gesetzt smd, ., zeigt folgendes , Pro-
fen, zu studxer4?n. · · gramm von 1967: 

Förderungsprogr~mme 1967 (Sollzahlen) 
Verteidigungsfors~mng 
Allgemeine Wissenschaftsförd~rung 
Kernforsch~ng und k erntechnische Entwicklung 
Verwaltungsbezogene Forschung 
Weltraumforschung 
Studienförderung 
Insgesamt ~ 

'(Quelle: Bundesforschungsbe~icht U, S. 160-16i) 

Mill.DM 
1002,6 
831,8 
720,2 
442,8 
280,0 
174~4 

3451,8 

&/, 
29,0 
24,1 
20,9 
12,8 
8,1 

_Ji_! 

100,0 

Dabei ist als selbstverständlich 
vorauszusetzen, daß diese Bewußt­
seinssteigerung der Studenten im­
pliziert, daß Dienst an der Gesell­
schaft Teil ihrer ,Privatsache ist. 
Dieser Dienst ist durchaus nicht 
gleichbedeutend mit der Unterstüt­
zung eines bestehenden Wirtschafts: 
systems, sondern verlangt vielmehr 
del\ Kampf gegen jegliche Un:­
menschlichkeit-~und •eläs Forcieren 

Diese Weiterentwicklung heißt 
Keineswegs V.ermitteln von Sach­
wissen, sie meint das Heben des • 
Bewußts,einsstandes, die Informa­
tionssteigerung und somit vor a1len 
Dingen die stärkere Herausbildung 
der Fähigkeit, gesellschaftliche Zu­
sammenhänge zu durchschauen und 
zu verstel;len. Daß diese Entwick-

Zu den Daten · über Verteidi­
gungsforschung ist anzumerken, daß 
in, den Vorjahren die t atsächlichen 
Ausgabe·n für diesen Tftel bedeu­
tend höher waren als die Planziffern 
(1966 um 5,1 °/o). Diese Mehrausga­
ben wurden von den anderen Po­
sten abgezogen. 

· Jüngstes Beispiel für die·hessiscne 
Bildungspolitik : ist die Bezahlung 

der wissenschaftlichen Hilfskräfte. 
Während einerseits die Studenten­
zahlen ständig steigen, andererseits. 
das Kultusminis"terium das Tuto­
renprogramm an der Universität 
propagiert, werden die Ausgaben 
für die wissenschaftlichen • Hilfs­
kräfte nicht erhöht. 

Fortsetzung auf Seite 6 
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Streik der Mathematiker 
. Fortsetzung von Seite 5 

Im Streik sollte zudem die Möglichkeit einer kritischen Univer~ 
sität erprobt werden: 
Einerseits sollten in kleinen Arbeitsgruppen mathematische 
Fragen ·(etwa Fragen, die im Zusammenhang mit den Grund­
vorlesungen entstehen) diskutiert, auf der anderen Seite sollte 
versucht werden, die Verbindung zur Philosophie herzustellen 
und kritisch über den Wissenschaftsbegriff zu reflektieren. 

Streikverlauf 
Auf der ordentlichen Fachschafts­
vollversammlung (FVV) am 13. Ja­
nuar 1969 gaben die Arbeits­
gruppen kurzgefaßte Berichte. Das 
Papier mit der Zusammenfassung 
der Ergebnisse lag vor, daher konn­
ten sich die Sprecher kurzfassen, 
damit die Resultate noch ausführ­
lich diskutiert werden konnten. 

Es wurde schnell deutlich, daß 
rein fachbezogene Erklärungen der 
Mißstände t:nsinnig sind: die Rah­
menordnung für die Diplomprüfung 
in Mathematik ist eine unter vielen 
(z. B. Physik, Meteorologie); sämt­
liche Rahmenordnungen wurden 
getreu den Empfehlungen des Wis­
senschaftsrates gestaltet und ent­
halten ausnahmslos strenge Stu­
dienzeitbeschränkung, Beschrän­
kung_ der Diplomarbeitszeit usw. 

Es w urde nun der Versuch gemacht, 
diese Reglementierung des Stu­
diums zu erklären, und dies führte 
zu der Frage, inwieweit sich unsere 
Interessen mit denen von Wirtschaft 
und Administration decken. 

An Hand der Empf~hlungen 
des Wissenschaftsrates ließ sich 
nachweisen, daß die von diesen 
Gremien angestrebte Neuord-' 
nung des Studiums nach völlig 
wissenschaftsfremden und stu­
dentenfeindlichen Gesichtspunk­
ten vorgenommen werden soll. 

Bei der Forderung nach stu­
dentischer Mitbestimmung zeigte 
sich, wie sehr die anwesenden Do­
zenten zur Klärung dieser Probleme 
beitragen können: Die Argumenta­
tion der Professoren Franz und 
Stummel ließ ihre Furcht erkennen, 
das Ordinarienprinzip, das Prinzip 
ihrer unumschränkten Herrschaft, 
könnte zerstört werden. Geradezu . 
grotesk war, wie Herr Stummel auf 
dem Titel „Professor" bestand. 
(Frage: W as bleibt an diesen Leu­
ten ohne ihren Titel noch übrig?) 

_ Der vorgerückten Zeit wegen 
wurde die Sitzung. auf Mittwoch 
(15. Januar) vertagt. 

Bei der Fortsetzung der Diskus­
sion artikulierten sich recht bald 
die Forderungen der Mathematik-
studenten: · 

1. Drittelparitätische Mitbestim-
·mung in allen Gremien, die über 
Wissenschaft entscheiden (also 
auch in WRK, Wissenschaftsrat 
usw.). 

2. Änderung der hessischen ~il­
. dungspolitik, d. h. mehr Geld für 

die Wissenschaft, 

3. Aufhebung oder Änderung der 
Rahmenordnung, 

4. Gestaltung der lokalen Prüfungs­
ordnung gemäß studentischer 
Forderungen, 

5-. Gestaltung des Studienplans au 
· Hand des studentischen Entwurfs. 

6. Entlastung der Erstsemester. 

Der Briefwechsel der Fachschaft 
mit Wissenschaftsrat und ständiger 

Konferenz · der Kultusminister 
überzeugte, daß auf diesem Weg 
eine Einflußnahme der Studenten 
wohl unmöglich sei. 

Daher beschlossen die 150 Anwe­
senden, bei nur 20 Gegenstimmen, 
ab Freitag, dem 17. Januar 1969, in 
einen zunächst bis 27. · Januar 
befristeten Streik zu treten. Dieser 
Streik war als Warnstreik gedacht. 
Es sollte darum gehen, der Öffent­
lichkeit und den weisungsgebenden 
Gremien ins Bewußtsein iu führen, 
daß sich auch innerhalb der Natur­
wissenschaften, dem „guten · Kern 
der Studentenschaft", ein Wider­
stand formiert. 

Am ersten Streiktag zeigte sich, 
daß fast alle Mathematikstudenten 
den Streikbeschluß bejahten. 
Nur etwa 30 Studenten (rund 15 °/o 
der Zuhörer) wollten die sonst sehr · 
beliebte Vorlesung „Analytische 
Geometrie" hören. Die übrigen 
standen in der Nähe des Eingangs 
und unterbrachen durch Zwischen­
rufe die· Vorlesung, so daß Herr 
Dembowski, ohne auf Argumente 
einzugehen, ·mit seinen Getreuen in 
einen anderen Saal auswich. 

Die etwa 200 Verbliebenen disku­
tierten, wie_ die anschließende Vor­
lesung ,zu verhindern sei, und be-­
schlossen, der Vorlesung stehend zu 
folgen. Während Herr Kött'le sich 
nicht beirren ließ, und seinen For­
melwust an die Tafel schrieb, stand 
·das Auditorium und diskutierte 
einerseits den Streik, kritisierte 
andererseits direkt die Vorlesung. 

Unmittelbar danach wurde man 
sich darüber klar, daß ·man sich, um 
eine Zersplitterung der Kräfte zu 
verm eiden, auf die Hauptvorlesun­
gen konzentrieren müsse. Seminare 
und Übungen sollten nicht betroffen 
werden, da sie den Vorstellungen 
von einer kritischen Universität am 
nächsten kommen. 

Am Montag wurde mitgeteilt, daß 
der Stoff der Vorlesung mitge­
schrieben und vervielfältigt würde, 
um zu verhindern, daß Streikende 
fachlich benachteiligt werden. Den­
noch bewährte sich dieses Verfah­
ren nicht, worauf in der Streik­
woche die meisten Vorlesungen 
entweder in Diskussionen umge­
wandelt oder ganz verhindert wur­
den. Am spektakulärsten war wohl 
die Verhinderung der Vorlesung 
a.m 24. Januar 1969. Nach einer 
Diskussion beschloß die Mehrzahl 
der anwesenden Mathematiker, sich 
auf das Podium zu setzen, um damit 
die Entschlossenheit zu bekund~n, 
mit der sie für ihre Forderungen 
einzutreten gewillt sind. Herr Köthe 
wurde durch dieses Bild der Einig­
keit auf dem Podium schnell über­
zeugt und hielt es für besser, die 
Vorlesung abzu_sagen. 

Während der Streikwoche fanden 
studentische - Veranstaltungen mit 
den Themen Mathematik und Phi­
losophie, Analytische Philosophie, 
Hochschulreform, Gruppendynamik, 
Konstruktive Mathematik, Staats­
examen, Lokale Prüfungsordnung 
und Klausurvorbereitungen statt. 
Sie waren über Erwarten gut be­
sucht und werden, so weit möglich, 
fortgesetzt. 

·o 
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Am Montag (27. 1.) wlll'de von der Vollversammlung der. Streik 

einstweilen für beendet erklärt. Jederzeit aber kann der Streik 

erneut beschlossen werden, bestimmt dann, wenn die lokale 

Prüfungsordnung ohne angemessene studentische Beteiligung 

erlassen wird oder wenn ein neuer Reglementierungsversuch 

durchgeführt wird. 

Bei dem Streik zeigte sich, daß die 
Dozenten · weder umlernen, noch 
sich von ihrem eingefahrenen Au­
toritätsdenken lösen können. 

Der Streik konzentrierte sich auf 
vier Hauptvorlesungen, damit wur­
den vier Professoren direkt mit dem 
Streik konfrontiert. Die Herren 
Dembowski, Köthe und Stummel 
machten „von ihrem Hausrecht" 
Gebrauch und forderten Studenten 
namentlich auf, den Hörsaal zu ver­
lassen; dabei ließen die Herren 
Köthe und Stummel keinen Zweifel 

Streikanalyse 

daran, daß sie gegebenenfalls ge·­
richtlich gegen die Studenten vor­
gehen würden. Herr Bauer, un~r 
anderem CDU-Stadtverordneter, 
drohte offen mit Disziplinarverfah­
ren. Da zum Teil nicht immer dem 
Willen dieser Herren Genüge getan 
wurde, ist eventuell mit Anzeigen 
zu rechnen; Diese werden jedoch 
erst in den Semesterferien erfolgen, 
da bekanntlich sowohl die Biologen 
als auch die Mediziner mit einem 
Streik gedroht haben; sollten· Ma­
thematikstudenten Repressalien· 
unterworfen werden. 

Die wohl wichtigste Funktion des Streikes bestand in seiner auf­
klärerischen und' bewußtseinshebenden Wirkung. Zum ersten Male 
hat sich innerhalb der Naturwissenschaftlichen Fakultät ein Wille 
zum Widerstand gegen Einfluß von Administration und Wirtschaft 
artikuliert; die Mathematikstudenten haben eine neue Machtposition, 
um ihre :Forderungen durchzusetzen. Das Wissen um diese verän­
derte Situation läßt wohl absehen, welchen Wert dieser Streik als 
Warnstreik hatte. Augenscheinlich bedeutet doch das Einbeziehen 
der Mathematiker in den Kreis der potentiellen Streikenden eine 
Ausweitung einer viel allgemeineren studentischen Bewegung. Mit 
anderen Worten: die Unruhe vergrößert sich. 

Dieser emanzipatorische Effekt 
unseres Streikes .:wird noch extrem 
verstärkt durch die Selbstorgani­
sation des Studiums, wie sie wäh­
rend der Streiktage stattfanq. Daß 
die Arbeitsgruppen so sfark besucht 
waren, daß in ihnen so gut gearbei­
tet wurde und wird, ist daraus zu 
erklären, daß ein Bedürfnis beste_ht, 
Mathematik von anderen Inhalten 
her zu verstehen und neue Erarbei­
tungsmethoden zu finden. 

Sowohl durch die Presse- und 
Radiomeldungen als auch durch 
Briefe der Fachschaft haben nun 
der Wissenschaftsrat, die WRK, die 
Ständige Konferenz der Kultus­
minister und das Hessische Kultus­
ministerium begriffen, daß für sie 
das Potential der trägen Studenten 
um ein weiteres vermindert wurde. 
Sieben Hochschulen, nämlich · Ber­
lin, Stuttgart, Karlsruhe, Tübingen, 
Freiburg, Gießen und Darmstadt 
haben sich mit unserem Streik 
solidarisiert. Ende F ebruar ist e ine 
Tagung des Fachverbands Mathe-· 
m atik im VDS, auf der gemeinsame 
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Maßnahmen für das .Bundesgebiet 
beraten werden. Dann erhebt sich 
die Frage, ob man es sich noch w ei­
terhin leisten kann, unsere berech­
tigten Forderungen zu negieren. 
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D iese lnfas-Untersuchung ist eine 
, Auftragsforschung des Berliner 

Senats, der vor allem nach dem 
2. Juni 1967 das politische Bewußt­
sein der Berl-iner Studenten der bei­
den Universitäten ergründen lassen 
wollte, um 

den Einfluß der radikalen Linken 
des SDS auf die Studentenschaft 
als statistisch berechenbare und 
vergleichbare Formel 

festzustellen. Ähnlich . sollten dann 
a·uc~ dle Zug·eständnisse der techno-

~ 

0 
gegenüber dem radikalen Denken 
der Studenten. Es ist ein Alibi vor 
den Auftraggebern, wenn sich her­
ausstellt,, daß die- Studenten sich 
nicht so verhalten, wie sie berechnet 
würden. Und die Soziologen in 
Bonn kennen deii ·stumpfsinn der 
sozialdemokratischen Bürokratien zu 
gut, um sich nicht herausreden zu 
können: Wir haben gewarnt vor büro­
kratischen Kurzschlüssen. Aber na­
türlich verbeugen sich die Empiriker 
auch vor den Unteroffizieren der 
Macht, wenn sie das Rezept für den 

(\ 
..__,/t 

daß studentische wissenschaftliche 
Projekt.e für eine sozialistische Um­
war:,dlung der Gesellschaft durch­
geführt werden. 

. Die Abwehr der polizeistaatli­
chen und technokratischen Maß­
nahmen verlangt, daß im großen 
Umfang auf die Berufsziele der 
Studenten eingegangen wird und 
eine Perspektive angedeutet wird, 
die Berufsausbildung, Widerstand 
und ·Klassenkampf miteinander 
vermittelt." 

maßen erstaunt darüber sind, ,in 
welchem Maße politisch bisher in­
d ifferente Studenten durch die Hoch­
schulgruppen aktiviert und mobili­
siert worden sind und welchen Soli­
darisierungseffekt diese Organisatio­
nen in bestimmten Situationen aus­
zu lösen imstande sind', obwohl sie 

~ doch nur übe·r eine relativ g~ringe 
·Mitgliederzahl verfügen. 

Hier unterläuft ihnen der we­
gen ihrer pluralistischen Konzep­
tion nicht zufällige Fehler, daß sie 

V--ERSCHWÖRUNG DES BERLINER SENATS UND 
DER WISSENSCHAFT GEGEN DIE STUDENTEN 

kratischeri Studienreform, die in 
nächster. Zeit durchgeführt werden 
mußte, beliebig variierbar se.in., um 
das rebellische Bewußtsein absor­
bieren oder besser ·befrieden zu kön­
nen; d. h. 

produktiv in die Strukturen der 
reformierten Universität und da­
mit in die Herrschaftsstrukturen 
dieser kapitalistischen Gesell­
schaft zurückführen zu können. 

Die ,herrschaftstechnische' Absicht 
definiert diese Forschung, die unter 
einer bestimmten Zielrichtung die 
Fragen formuliert und später die ver­
schiedenen Antworten miteinander 
korrelieren läßt. Die Disposition und 
die Methode der Befragung nimmt 
als politischen Auftrag. ~ie Ergeb­
nisse der Befragung vorweg. Sie ab­
strahiert von den auftretenden Kon-

- flikten an der .Universität und in der 
Gesellschaft, die durch studentische 
Aktionen zum Ausbruch gebracht 
werden und die bei den Studenten 
einen · Lernprozeß in Gang .setzen, 
der die Lösung großer Teile der Stu­
denten von den Identifizierungen mit 
gesellschaftlichen Autoritäten, Be­
rufszielen, -vorstellungen und Ge­
sellschaftsnormen ermöglichen." 
überhaupt sollen die Studenten zu 
berechenbaren Größen werden. Da­
für ist die Quantifizierung Vorausset­
zung. Menschen lassen sich aber 
nicht quantifizieren; so abstrahiert 
man von allem, was an ihnen lndivi­
dua.lität werden könnte: Was Sprache 
individualisieren könnte, wird in das 
starre System der Vorurteile des 
öffentlichen Bewußtseins gepreßt. 
Was der einzelne ist, sieht man von 
seiner Partei- und Gruppenzugehörig­
keit ab. Wie der einzelne er selbst 
geworden ist, dafür stehen die mage­
ren Kategorien zur Ve_rfügung, die 
sein Elternhaus als liberal oder kon­
servativ o. ä. kennzeichnen, oder 
welche der geordnet aw„gemachten 
Be·rufe oder Studienziele er wählt. 

Diese Analyse ist nicht nur 
falsch: indem auf ihrer Grundlage 
die Slogans und die Praxis der 
Politik bestimmt werden, be­
stimmt sie wieder das öffentliche 
Bewußtsein und die· historische 
Realität. So produziert sie das 
Falsche als Realität. 

,,Die Unterscheidung von refor­
mistischem· und revolutionärem Be­
wußtsein ist mehr als fadenscheinig 

· und eher zu verstehen als ,wissen­
schaftliche Regieanweisung' für die 
technokratischen Reformer, die Re­
form mit radikalen Phrasen zu ver­
packen, die den Inhalt der Reformen 
nicht in Mitleidenschaft ziehen, den 
Studenten aber vermeintliche Rechte 
einräumen. Die Warnung vor dem 

· ,sekundären Solidarisierungseffekt' 
ist zu deutlich und zeigt die lJnsicher­
heit· der positivistischen Empiriker · 

,harten Kern' Jiefern: allmählich iso­
lieren, aber dann muß der irrationale 
Faktor liquidiert werden, bitte sehr, 
Herr Neubauer. Dem Immatrikula­
tionsbüro werden für die Zukunft die 
Auswahlkriterien der Studenten ge­
liefert, denn die Studenten sind nach 
lnfas politisch infiltriert und präfor­
miert, bevor sie die Alma mater be-

. treten; die soziale Herkunft, die po­
, litische und religiöse Einflußsphäre 
sind die Sichtvermerke für die p·oli­
tisch·e Grundeinstellung der Studen­
ten, .die die Hochschulverbände dann 
nur noch zu betreuen haben. Trost 
finden unsere wertfreien Soziologen 
dann auch in der von Gott gesegne­
ten deutschen Familie, die dank der 
deutschen Tradition noch nie Brut­
stätte der Unruhe und des Chaos 
war, weshalb diese deutsche Familie 
·auch als die Wiege für das refor­
mistische Bewußtsein der deutschen 
Studenten angesehen· wird. Es ist 
kein Wunder, wenn die Gläubiger 
der Wissens·chaft, die Scholastiker 
und Polizeistrategen · des Senats~ 
di'ese Untersucliung als die Anwei­
sung zur Studienreform und zum Be­
friedungsprogramm der Universität 
auserwählten: Wenn diese Auftrags­
forschung auch an dem Haupt­
problem der Studentenrebellion vqr­
beigeht, muß der SDS_ auf sie ein­
gehen, weil sie die Strategie der 
Versi;:hwörung des Senats definiert, 
wie gerade. die beiden letzten Sit­
zungen des Abgeordnetenhauses im 
Jahre 1968, besonders die Beiträge 
von Stein und Dr. Rass, beweisen. 
Mit diesem Selbstverständnis des 
studentischen Bewußtseins können 
auch . die OSI-Satzung, das Vorsc::halt-

. gesetz, das Bekenntnis zum politi­
schen Mandat der Studenten als rein 
taktisches Vorgehen der Technokra­
t~n bewertet werden, die diese Zu­
geständnisse und Koniessionen nur 
als Köder und Verschleierung der 
Absicht sehe.n und gegen die ,Un­
.belehrbaren' das Programm der 
Hausordnungen, der Verweise, Rele­
gationen .und der polizeilichen Über­
fälle sich ausgedacht haben. 

Ab~r gerade indem die Bürokra­
tie deutlich i:nacht, daß Reformen 
keine Zugeständnisse sind, son­
dern die Universität rationell in 
den kapitalistischen Produktions­
prozeß einpassen wollen, wird 
klar, daß nur studentische Aktio­
nen, Streiks · und ' Besetzungen 
den studentischen Einfluß ver­
stärken können. 

Drittelparität, das hat inzwischen 
selbst CDU-Kotowski begriffen, ist 
Flitterkram, wird ,:iicht erzwungen, 
daß die Prüfungsbedingungen den 
studentischen Forderungen angegli­
chen, d. h. tendenziell aufgehoben 
werden, daß hohe Prozentzahlen der 
den Lehrstühlen zur Verfügung ste­
henden Gelder- studentischen S.tu­
dienkollektiven anvertraut werden, 

Analyse d~s Politogramnis 

,,Die Studie des lnfas· soll den Auf-·. 
traggebern Material liefern, das sie 
befähigt, die Konflikte an der Uni­
versität für die Herrschenden optimal 
zu lösen. 

Analysiert man die Methode der 
Untersuchung, so wird deutlich, daß 
in diese scheinbar ,wertfreie' Arbeit 
ein Vor-(Un-)verständnis von Politi­
sierungsprozessen eingeht und daß 
dadurch bestimmte Entscheidungen 
der Politiker präformiert werden. 

In dem Bericht wird versucht, die 
Rolle der Hochschulgruppen und ins­
besondere des SDS beim Politisie­
rungsprozeß der Studenten h:erunter­
zuspielen: Es waren aber nicht die 
Hochschulgruppen, die die Studenten 
in die Lage versetzt haben, politisch 
selbständig zu denken. Vielmehr 
werden für das gesellschafts­
politische Engagement von Studen­
fen Faktoren verantwortlich gemacht, 
die zum ·Teil schon lange vor der 
Immatrikulation an der Hochschule 
wirksam sind: ,die durch das Eltern­
haus und den eigenen Erfahrungs­
bereich geprägte politische Grund­
haltung; die konfessionelle Bindung; 
der Grad der Emanzipation vom 
Elternhaus; die Entscheidung über 
den einzusch lagenden Berufsweg.' 
(24) Hier unterläuft den Verfassern 
jedoch ein methodischer Fehler, der. 
wenn nicht ihre politische Absicht, so · 
mindestens aber ihr völliges Unver­
ständnis ihres Untersuchungsgegen­
standes verrät: Es wird aus der sta-

. tistischen Abhängigkeit, die zwischen 
diesen Faktore_n und der politischen 
Einstellung von Studenten gefunden 
wt:Jrde, auf die Richtung diese·r Ab­
hängigkeit geschlossen. Das führt zu 
dem Ergebnis, die Bevorzugung kon­
servativer Hochschulgruppen sei 
Folge konservativer Parteipräferenz, 
un_d linkes Engagement sei bedingt 
durch die Entscheidung über den 
einzuschlagenden Berufsweg · oder 
durch mangelnde Übereinstimmung 
mit den 'politischen Ansichten des 
Vaters. Nach einer geringen Beschäf­
tigung mit. · statistischen Methoden 
und ihren Implikationen weiß man 
jedoch bereits, daß diese Abhängig­
keit in genau umgekehrter Richtung 
verlaufen könnte: Linkes Engagement 

" führt zur Veränderung von Studien­
und Berufszielen und zur Emanzipa­
tion vom Elternhaus. Diese Frage ist 
mit den vorliegenderi Daten nicht 
statistisch, sondern nur theoretisch 
zu beantworten. Daß sie in der be­
schri.ebenen Art beantwortet wird, 
entlarvt das statistische Bewußtsein 
der Verfasser und ihre Unfähigkeit, 
die Dynamik von Politisierungspro-· 
zessen und die Rolle de·s SOS dabei 
zu verstehen. Die politischen Hoch­
schulgruppen werden vielmehr in der 
Art traditioneller Parteien in einer 
,plur~listischen Gesellschaft' ge­
sehen, so daß die Verfasser einiger-

-.. f' ,, . , u 

von ,den' Hochschulgruppen spre­
chen, wo es sich um den SDS 
handelt. Die Geschichte der Kon­
flikte an der FU zeigt, daß d_ie Mo­
bilisierung von Studenten und der 
Solidarisierungseflekt immer auf 
Aktionen des SDS und die Reak­
tionen der Administration oder 
der staatlichen Gewalt folgten." . 

Die große Einteilung in Anhänger 
des SDS 10 %. des SHB 44 %, des 
RCDS 20 %. der anderen linken 
Hochschulgruppen 3 % und der Stu­
denten ohne Angabe 23 % soll diffe­
renziert werden. So wird. aus den 
Daten über Studienfach, Überein­
stimmung mit dem Elternhaus, Par­
teipräferenz, Berufszielen und Kon­
fessionszugeh{:frigkeit eine neue 
Typologie entwickelt, die dem Senat 
die · Strategie der Isolierung der Ra­
dikalen ·erleichtern soll: Konservative 
13% , konservi:itiv Beeinflußte 14%, 
links Beeinflußte 20 %. ·Emanzip'ierte 
mit praxisbezogenem Studium 28 %. 
Ahtlkleri kale 15% , Emaniipierte mit 
wissenschaftsbezogenem Studium 
12 %. Einmal differenzieren sie fein , 
um einen harten Kern von 12 % aus­
sondern zu können, andererseits e·r­
weist sich aber · die Differenzierung 
wieder als Schein, als Liebesdienst 
für die Herrschenden, denn das Mit­
telfeld; das etwa 44 % aller Studen­
ten ausmache, tendiere eher nach 
links als nach rechts, und selbst. die 
Anhänger des RCDS ständen in vie­
len Fragen weiter links als die durch­
schnittliche Anhängerschaft der Ber­
liner SPD. 

· Wenn gefragt wird: ,,Welche der 
politischen Parteien gefällt Ihnen zur 
Zeit am besten? Durch welche Partei 
fühlen Sie Ihre Interessen am besten 
vertreten?", so werden nicht nur die 
Gründe für eine Partei und die Ein­
wände gegen _sie ab~eschnitten, aus 
denen sich dasr Urteil zusammen­
setzt, ·sondern auch die Alternative : 
Seine Interessen selbst kollektiv 
durchzusetzen, wird durch die Frage 
nach der l?räferenz verdrängt. Der 
Befragte sieht sich vor fatale Alter­
nativen gestellt. Zugleich wird an die 
Reste der Bindungen an die Parteien 
in ihm appelliert. So ist es zu erklä­
ren, daß von den SOS-Sympathisan­
ten 42 % als Anhänger von Parteien 
erscheinen (22 % SPD; 8 % FDP, 
2.o/o CDU, NPD und SED Oo/o, 100/o 
andere). Zugleich hat die Technik 
die Funktion, das Ergebnis zu ent­
schärfen. Indem Fragestellungen., die 
die Befragten polarisieren würden, 
vermieden werden, kommen die 
Herrschenden auch noch glimpflich 
weg: So wird es als „Mißtrauen ge­
genüber den etablierten Parteien" 
interpretiert, daß diese weniger als 
zwei Drittel der Berliner Studenten 
„ansprechen". Aber andererseits ist 

Fortsetzung auf Seite 8 
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die Zahl von 31 % aller Studenten, · 
die sich für keine Partei entschieden, 
bei denen man also eine Emanzipa­
tion • von den Parteien vermuten 
könnte, vorsichtig zu interpretieren: 
4 % von ihnen bezeichnen sich als 
Anhänger des RCDS und 8 % als 
Anhänger anderer Hochschulgrup­
pen bzw. als solche ohne Sympathie 
für eine Hochschulgruppe. Weiter 
machen 6 % keine Angaben über die 
Frage nach der Parteipräferenz. 
Wie viele Studenten die · Organi­
sationsform der politischen Partei 
wirklich ablehnen, geht aus der Be­
fragung nicht hervor. 

,,Es wird jedoch nachgewiesen, 
daß dieses ,Linkssein' nur in einer -
gewissen· Reformfreudigkeit besteht, 
was die Situation an der Universi­
tät schon nicht mehr ganz. so öe­
drohlich erscheinen läßt. So meinen 
65 % aller Studenten, ,die heutigen 
Universitäten werden den Erforder­
nissen der modernen Gesellschaft 
nicht mehr gerecht. Sie lassen sich 
aber mit einer gründlichen Reform 
diesen Erfordernissen anpassen.' 
Dagegen sind 31 % davon überzeugt, 

· ,die Rückständigkeit der Universi­
täten (sei) ein Spiegelbild unserer 
Gesellschaft. Man (könne) sie nur 
verändern, wenn man die gesell­
schaftlichen Verhältnisse grund­
legend ändert.' 

Provokativ 
Universität und Widerstand 
Versuch einer Politis.chen Uni­
versität in Frankfurt 
Hrsg. v. Detlev Claussen und Re­
gine Dermitzel 
198 Seiten, kart. DM 5,-

Die Linke antwortet 
Habermas 
Hrsg. u. eingeleitet von Oskar Negt 
Mit Beiträgen von W. Abendroth, 
P. Brückner, F. Cerutti, K. Dörner, 
E. Krippendorff, H. Lederer, W. Le­
fevre, K. Meschkat, A. Neusüß, 
C. Offe, R. Reiche, C. Rolshausen, 
H. S:hauer, F. Wolff 

204 Seiten, kart. DM 7,-

Auferstehung der Gewalt 

S pringerblockade 
und politische Reaktion 
in d.er Bundesrepublik 
Hrsg. v. Heinz Grossniann und 
Oskar Negt 

188 Seiten mit zahlreichen Abbil­
dungen und Dokumenten 
kart., DM 5,-

Agnoli/Brückner 
'Die Transformation « 

der Demokratie 
Theorie der außerparlamentarischen 
Opposition 

198 Seiten, Snolin-Broschur 
DM 12,- , Leinen DM 19,-

Eric Ertl 
Alle Macht den Räten 
Zur Theorie und Praxis der 

.Rätebewegung 
120 Seiten, kart. DM 7,-· 

Diese beiden Statements sind nun 
• allerdings so formuliert, daß ·sie die 
w~ran~~m~wnwrach~emu~ 
dadurch das Ergebnis suggestiv be­
einflussen: Daß eine ,gründliche Re­
form' der Universität nur dazu die- · 
nen soll, diese den Erfordernissen 
der modernen kapitalistischen Ge­
sellschaft anzupassen, wird ver-

' schwiegen, die ,moderne Gesell­
schaft' wird selbstverständlich als 
kapitalistisch unterstellt. 

Daß es prinzipiell möglich ist, die 
Universität den Erfordernissen der 
kapitalistischen Gesellschaft anzu­
passen, wird kaum jemand bezwei­
feln, so daß man diese Frage positiv 
beantworten kann, ohne ihr zu­
zustimmen. Die richtige Alternative 
dazu, die zu konzipieren die Verfas­
ser wegen ihres technokratiscl'\en 
Bewußtseinsstandes unfähig sind, 
verlangt, daß die Universität.den auf 
Emanzipation gerichteten Bedürfnis­
sen der Massen untergeordnet wird, 
was die gleichzeitige Veränderung 
von Gesellschaft und Universität er­
fordert." 

Die Frage: ,, Die Bundesregierung 
aus CDU/CSU und SPD ist jetzt. ein 
Jahr alt. Wenn Sie alles zusammen­
nehmen, hat die neue Bundesregie·· 
rung die Erwartungen erfüllt, hat sie 
sie übertroffen, oder hat sie sie nicht 
erfüllt?", klärt nicht nur nichts, denn 

Politische Texte 
Franz Neumann 
Demok1·atischer und 
autoritärer Staat 
;ßeiträge zur Soziologie der Politik 
Mit einem Vorwort von Herbert 
Marcuse 
Eingeleitet von Helge Pross 
316 Seiten, kart. DM 18,-, 
Leinen ~DM 26,-

FaschismUS 
und Kapitali~mus 
Theorien über die sozialen 
Ursprünge und die· 
Funktion des Faschismus 
Mit Beiträgen von Otto Bauer, Her­
bert Marcuse, Arthur Rosenberg, 
Aug1,1st Thalheimer u. a . 
188 Seiten·, kart. DM .12,-, 
Leinen DM 18,-

Rosa Luxemburg 
Politische Schriften I/11/111 
Hrsg. u. eingeleitet von Ossip K. 
Flechtheim 
je Band kart. DIV): 12,-, Ln. DM 18,-

Karl Korsch 
Marxismus und Philosophie 
184 -Seiten, kart. DM 9,-, 

, Leinen DM 14,-

Herbert Marcuse 
Psychoanalyse und Politik 
79 Seiten, kqrt. DM 6,-

Andre Gorz 
. Der schwierige Sozialismus 
248 Seiten, Snolin-Broschur 
DM 16,80 . 
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wir haben von der Großen Koalition 
tatsächlich nichts. anderes erwartet 
als eine weitere Restauration, und 
ebensowenig haben die Rechten 
etwas anderes erwartet. Zugleich 
impliziert die Frage aber, daß man 
von den Herrschenden allenfalls 
e"twas erwarten darf, das beruht 
dann auf Gnade. Da die Befragten 
auf dies~n Modus sich einlassen, der 
ihnen suggeriert wird, erscheint es 
so, als ob tatsä_chlich 67 % der radi­
kalsten Gruppe (Emanzipierte mit 
wissenschaftsbezogenem Studium) 
positive Erwartungen in die Große 
Koalition gesetzt hätten, ·die dann 
hätten enttäuscht werden können. 
„So dient das durch die suggestive 
Fragestellung provozierte · Ergebnis 
einerseits dazu, das Vorverständnis 
der Verfasser zu bestätigen und an­
dererseits dazu, den Politikern ent­
sprechende, technokratische Refor­
men· nahezulegen, z. 8. , syste111-
immanente strukturelle, wie die Be­
schränkung der" Macht der Ordina­
rien und die Stijrkung der studenti­
schen Mitbestimmung. Für diese 
Maßnahmen spricht sich eine ~Mehr­
heit vo.n 66 % der Studenten aus. Für 
die Effektivierung des ,Outputs' wird 
die Einführung neuer Lehr- und Lern­
formen empfohlen. Als Manifestation 
eine·s entsprechenden Bedürfnisses 
der Studenten wird deren zahlreiche 
Beteiligung an Veranstaltungen · der 

Politische. 
Ökonomie 
Geschichte und Kritik 

Roman Rosdolsky 
\ ... ', . 

KU gesehen. Während insgesamt 
76 % der RCDS-Anhänger eine ,radi­
kale Lösung' wie die Gründun·g der 
KU für ,weniger gut' oder ,schlecht' 
halten, sind doch 49 % von ihnen be­
reit, deren Veranstaltungen zu be­
suchen. Diese Tendenz wird als B~­
weis für das Bedürfnis gesehen, ,neue 
und vor allem zeitgemäßere Bildungs­
formen zu erproben'. Daß es auch als 
Beweis für ein Bedürfnis verstanden 
werden könnte, neue Bildungsinhalte 
zu bearbeiten, wird natürlich, nicht 
reflektiert. 

Eine Analyse dieser Studie, der 
verwendeten Fragestellungen und 
entsprechenden Ergebnisse macht 
das Zusammenspiel von Soziolbgen 
und politischen Auftraggebern deut­
lich: 

die Soziologen · stellen Herr­
schaftstechniken zur Verfügung, 
und die Auftraggeber werden sich 

· dieses· ,,wissenschaftlichen" Ma­
terials bedienen zur Durchset­
zung technokratischer Methoden 
mit dem Ziel, die Universität zu 
,,befrieden". · 

*) Entnommen aus einer Studie vom 
Berliner SDS und AStA der FU und 
mit einigen Zusätzen von H. Lohaus. 
Die aus der Studie entnommenen 
Stellen sind in ,, " gesetzt. 

" 
Oskar Negt 
Soziologische Phantasie und 
exemP,.larisches Lernen 
104 Seiten, kart. DM 7,-

Manfred Teschner 
Politik und Gesellschaft 
im Unterricht 

· Eine soziologische Analyse der Zur Entste~ungsgeschic)ite ' 
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